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Die Oberösterreichische Landesbank Aktiengesellschaft (HYPO Oberösterreich) unterliegt als österreichi-
sches Kreditinstitut uneingeschränkt den österreichischen Bestimmungen zur Einlagensicherung und Anle-
gerentschädigung. Sie ist Mitglied der für die gesetzliche Einlagensicherung und Anlegerentschädigung zu-
ständigen Einlagensicherung AUSTRIA Ges.m.b.H.  

Der Homepage der Einlagensicherung AUSTRIA Ges.m.b.H. (www.einlagensicherung.at) sind die erforderli-
chen Informationen für  

◼ die Einleger, insbesondere Informationen über die Bestimmungen für das Verfahren zur Erstattung von 

Einlagen und die Bedingungen der Einlagensicherung, und  

◼ die Anlegerentschädigung zu entnehmen.  

Im Übrigen verweisen wir auf die gesetzlichen Bestimmungen, die wir auf Wunsch gerne zur Verfügung stel-
len.  

Umfang der Entschädigung  
Nach österreichischem Recht sind Wertpapiere den Anlegern von der depotführenden Bank zurückzugeben. 
Geldforderungen aus der Anlegerentschädigung sind sowohl bei natürlichen Personen als auch bei nicht na-
türlichen Personen mit höchstens 20.000 EUR gesichert.  

Forderungen von nicht natürlichen Personen sind jedoch mit 90 % der Forderung aus Wertpapiergeschäften 
pro Anleger begrenzt.  

Forderungen, die von der Anlegerentschädigung erfasst sind  
Grundsätzlich sind sämtliche Forderungen gegen das Kreditinstitut aus  

◼ der Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren (Depotgeschäft),  

◼ dem Handel des Kreditinstituts mit Geldmarktinstrumenten, Finanzterminkontrakten, Zinsterminkontrak-

ten, Forward Rate Agreements, Zins- und Devisenswaps sowie Equity Swaps, Wertpapieren und daraus 

abgeleiteten Instrumenten,  

◼ der Teilnahme des Kreditinstituts an der Emission Dritter (Loroemissionsgeschäft),  

◼ der Hereinnahme und Veranlagung von Abfertigungsbeiträgen und Selbständigenvorsorgebeiträgen (Be-

triebliches Vorsorgekassengeschäft) erfasst.  

Ausnahmen von der Anlegerentschädigung  
Die in § 47 ESAEG vorgesehenen Ausnahmen von der Anlegerentschädigung werden wie folgt vereinfacht 
dargestellt.  

Nicht gesichert sind insbesondere Forderungen aus Wertpapiergeschäften von  

◼ Kredit- und Finanzinstitutionen, Versicherungsunternehmen sowie von Wertpapierfirmen,  
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◼ Pensions- und Rentenfonds sowie von Organismen zur gemeinsamen Wertpapierveranlagung,  

◼ Staatlichen Stellen, insbesondere von Staaten, regionalen und örtlichen Gebietskörperschaften sowie 

Zentralverwaltungen,  

◼ Eigenmittelbestandteile, Schuldverschreibungen sowie Verbindlichkeiten aus eigenen Akzepten und So-

lawechsel eines Kreditinstitutes  

◼ Forderungen von dem Kreditinstitut nahestehenden Personen, wie Geschäftsleitern, Mitglieder des Vor-

standes, des Aufsichtsrates, persönlich haftende Gesellschafter (bei Personengesellschaften des Han-

delsrechts), Rechnungsprüfer der Bank und Personen, die mind. 5 % Kapital der Bank halten, auch wenn 

diese Personen in ihrer Funktion für verbundene Unternehmen der Bank tätig sind (ausgenommen bei 

unwesentlichen Beteiligungen).  

◼ Angehörigen der dem Kreditinstitut nahestehenden Personen sowie Dritte von der Sicherung ausge-schlos-

sen, falls der nahe Angehörige oder der Dritte für Rechnung der dem Kreditinstitut nahestehenden Perso-

nen handelt.  

◼ anderen Gesellschaften, die verbundene Unternehmen (§ 244 UGB) des Kreditinstitutes sind,  

◼ in Zusammenhang mit Transaktionen, auf Grund derer Personen in einem Strafverfahren wegen Geldwä-

scherei rechtskräftig verurteilt worden sind,  

◼ für die der Forderungsberechtigte auf individueller Basis Zinssätze oder andere finanzielle Vorteile erhal-

ten hat, die zu einer Verschlechterung der finanziellen Lage des Kreditinstitutes oder der Wertpapierfirma,  

◼ von Unternehmen, die die Voraussetzungen für große Kapitalgesellschaften im Sinne des § 221 Abs 3 

UGB erfüllen.  

ABGRENZUNG Einlagensicherung – Anlegerentschädigung  
Es besteht kein Anspruch auf eine Doppelentschädigung dadurch, dass für ein und dieselbe Forderung nach 
den Bestimmungen der Einlagensicherung und der Anlegerentschädigung ausbezahlt wird. Forderungen aus 
durch die Einlagensicherung gedeckten Guthaben von Konten sind aus der Einlagensicherung zu entschä-
digen. 


